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1496 II . Diez,  den 15. Februar 1916.

An die Herren Bürgermeister
Betrifft Brehhandelsverband für den

Regierungsbezirk Wiesbaden.
Nach telegraphischer Mitteilung des Vorstandes des

ncugebildeten Viehhandelsberbandes für den Regierungs¬
bezirk in Frankfurt a. M. treten die Vorschriften
über die Ausweiskarten beim Viehhaudcl
unk Vtehversand am 15 . Februar  1916 noch
nicht in Kraft.

Ter Zeitpunkt des Inkrafttretens  wird beson¬
ders  b e st i m m t.

Ich ersuche den in Jhreil Gemeinden wohnenden Vieh¬
händlern und Metzgern hiervon Kenntnis zu geben.

Der Landrat.
Dnderstadt.

J .-Nr. II. 1347. Diez,  11 . Februar 1916.

An die Herren Bürgermeister.

Betr . Brot - und Mehlversorgung im Kreise.
Tie mit Umdruck-Verfügung vom 24. Januar 1916, J .-Nr.

II. 791 geforvcrte Berichterstattung betr. die Bekanntgabe
der Verordnung des Kreisausschusses vom 18. Januar 1916
(Kreisblatt Nr. 19) an die Bäcker und Müller wird in Er¬
innerung gebracht und bestimmt bis zum 19 . Februar
1916  erwartet.

Der Vorsitzende des Kreisansschusics.
Pvdertzydt.

betreffend die Einfuhr von Kartoffeln.  Vom 7.
Februar 1916.

Ter Bunoesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzes über
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

8 1.
Kartoffeln,die nach dem Inkrafttreten dieser Verord¬

nung aus dem Ausland eingeführt werden, sind an dir
Reichskartoffelstelle in Berlin zu liefern.

8 2.
Als Ausland im Sinne der vorstehenden Bestimmung

gilt nicht das besetzte Gebiet.
8 3

Ter Reichskanzler kann die näheren Bedingungen für
dir Lieferung sestsetzen und erläßt die erfovserlichrn Aus-
führnngsbestimmungen . Er kann bestimmen, daß Zuwider¬
handlungen mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu fünfzehnhundert Mark bestraft, und daß
neben Der Strafe die Kartoffeln , auf die sich die strafbare
Handlung bezieht, ohne Unterschied, ob sie dem Täter ge¬
hören oder nicht, eingezoaen werden.

' § 4.
Ter Reichskanzler kann Ausnahmen zulassen und be¬

stimmen, unter welchen Bedingungen die Verordnung auf
die Durchfuhr keine Anwendung findet.

8 5.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft . Der Reichskanzler bestimmt den 'Zeitpunkt des
Außerkrafttretens.

Berlin , den 7. Februar 1916.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück.

Bekanntmachustsi
über die Spcisekartoffelversorgung  im Früh¬
jahr und Sommer 1916. Vom 7. Februar 1916.

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 :M  Gesetzes über
die Ermächtigung des Bunoeerats zu wirtschaftlichen Maß-



nahmen uftv. tom 4. Qlugnft 1914 (Nerchs -GeseHök. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

I. Versorgungs - und Verbrauchsregelung.
8 L

Die Kommunalverbände sind verpflichtet , die für die
Ernährung der Bevölkerung bis zur nächsten Ernte er¬
forderlicken Mengen an Speisekartoffeln nach den Vor¬
schriften dieser Verordnung zu beschaffen, soweit der Bedarf
nicht aus den in ihren Bezirken verfügbaren Vorräten ge¬
deckt werden kann . Tie Kommunalverbände müssen die
Versorgung der Bevölkerung mit Speisekartoffeln nack der
Bekanntmachung vom 4. November 1915 (Reichs-Gesetzbl.
S . 728) zur Ergänzung der Bekanntmachung über die Er¬
richtung von Preisprüfungsstellen und die Versorgungs¬
regelung vom 25. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 607)
regeln : die Vorschrift im § 15 b der Bekanntmachung vom
4. November 1915 bleibt unberührt.

Ter Reichskanzler kann Grundsätze für die Berechnung
des Bedarfs festsetzen.

8 2.
Tie Kommunalverbänöe sind verpflichtet, am 24. Fe¬

bruar 1916 festzustellen:
1. welche Mengen von Kartoffeln innerhalb des Kom-

nrunalverbandes im Gewahrsam der Gemeinden, Händ¬
ler, Verbraucher und der Vereinigungen von solchen
vorhanden sind. Mengen unter 10 Kg. sind dabei außer
Betracht zu lassen, soweit nicht die Landeszentralbchör-
den etwas anderes bestimmen;

2. welche Mengen von Kartoffeln die Handel- und Ge¬
werbetreibenden, die ihre gewerbliche Niederlassung im
Kommunalverbande haben, auf Grund rechtsgültrger
Lieferungsverträge zu fordern berechtigt und zu liefern
verpflichtet sind.

Das Ergebnis der Feststellung ist der Reichskartoffel¬
stelle spätestens zum 10. März anzuzeigen.

Ter Reichskanzler kann die Ermittlung der im Ge¬
wahrsam der Kartoffelerzeuger befindlichen Vorräte an¬
ordnen.

8 3.
Tie Kommunalverbänöe sind verpflichtet, den Fehlbe-

darf bei der Reichskartoffelstelle bis zum 10. März 1916
anzumelden. Tie Reichskartofselstelle kann die Lieferung
der von ihr festgesetzten und dem Bedarfsveröande zuge¬
wiesenen Kartoffelmengen einen: Ueberschußverbaud oder
einer von ihr init der Vermittlung der Kartoffellieferung
betrauten Stelle übertragen oder die Lieferung selbst über¬
nehmen. Tie Kommunalverbände sind verpflichtet, die an¬
gemeldeten und ihnen von der Reichskartoffelstelle zuge-
wiesenen Mengen am Verladeort abzunehmen oder die Ab-
nahnie durch den Abschluß von Lieferungsverträgen mit der
ihnen bezeichneten Stelle sicherzustellen und zu überwachen,
daß die Kartoffeln ausschließlich zu Speisezwecken Verwen¬
dung finden. Tie Heeresverwaltungen und die Marinever¬
waltung können ihren Bedarf an Speisekartoffelu der
Reichskartoffelstelle anmelden ; sie sind zur Abnahme der
angemelöeten Mengen verpflichtet.

8 4.
Die Reichskartoffelstelle kann bestimmen, lvelche Kar¬

toffelmengen aus einem Kommunalverbano an die Reichs¬
kartoffelstelle oder die von ihr bestimmten Stellen abzugeben
sind. Die Reichskartoffelstelle kann die Bedingungen der
Lieferung und Abnahme vorschreiben.

Ter Reichskanzler kann Grundsätze über die Verpflich¬
tung der Kommunalverbande und der Kartoffelerzeuger zur
Abgabe von Kartoffeln aufstellen.

8 6.
Die Konimunalverbände können die Regelung der Ver¬

sorgung (Z 1 Abs. 1 Satz 2) den Gemeinden für den Bezirk
der Gemeinde iibertragen . Gemeinden, die nach der letzten
Zählung mehr als zehntausend Einwohner haben, können
die Uebertragung verlangen.

8 6.
Tie Landeszentralbehörden oder die vvn ihnen bestimm-

ten Verwaltungsbehörden können die Art der Regelung (8 1
Abs. 1 Satz 2, 8 5) vorschreiben und Ausnahmen von der
Verpflichtung zur Regelung der Versorgung zulassen.

8 7.
Tie Kommunalverbände oder diejenigen Gemeinden,

denen die Versorgung übertragen ist, können in ihrem Be¬
zirke Lagerräume für die Lagerung der Kartoffeln in An¬
spruch nehmen. Tie Vergütung setzt die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig fest. /

IJ. Uebergangsbestimmungen.
8 8.

Tie Kommunalverbände haben, soweit es zur Versor¬
gung der Bevölkerung für die Zeit bis zum 15. März 1916
erforderlich ist, die Kartoffelvorräte , die sich in ihrem
Bezirk im Gewahrsam von Händlern befinden, zu über¬
nehmen und in laufende Verträge , die von diesen über
Lieferung von Kartoffeln abgeschlossen und vor dem 15.
März 1916 zu erfüllen sin) , einzutreten ; ausgenommen
sind Verträge mit den Heeresverwaltungen und der Marine¬
verwaltung.

# Die Händler sind zur käuflichen Ueberlassung ver¬
pflichtet. Erfolgt die Ueberlassung nicht freiwillig , so gilt
8 14 der Bekanntmachung vom 4. November 1915 (Reichs-
Gesetzbl. S . 728).

III . S chl u ß b e st i m m u n g e n.

8 9.
Die Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen

Bnsführungsbestimmungen . Sie bestimmen, wer als höhere
Verwaltungsbehörde , als Kommunalverband oder als Ge¬
meinde im Sinne dieser Verordnung anzusehen ist. Die
Landeszentralbehörden können anordnen , daß die den Ge¬
meinden auferlegten Verpflichtungen anstatt von den Ge¬
meinden von deren Vorstand zu erfüllen sind.

8 10.
Wer den Anordnungen zuwiderhandelt , die ein Kom¬

munalverband oder erne Gemeinde, der die Versorgung über¬
tragen ist, auf Grund dieser Verordnung erlassen hat,
wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬
strafe bis zu fünfzehnhundert Mark bestraft.

8 11.
Ter Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vor¬

schriften dieser Verordnung gestatten.
8 12.

Die Abschnitte II, III und IV der Bekanntmachung
über die Kartoffelverforgung vom 9. Oktober 1915 treten
mit Ausnahme des 8 23 mit dem Beginne des 15. März 1916
außer Kraft.

8 13.
Tiefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft . Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des
Außerkrafttretens.

Berlin , den 7. Februar 1916.

Ter Stellvertreter des Reichskanzlers
Delbrück.
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Aussühnmgs-Anweisung
zur

Bekanntmachung über die SPeisekartosfelver-
sorgung im Frühjahr und Sommer 1916 vom

7. Februar 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 86).
Gemäß 8 9 der Bekanntmachung über die Spersekar-

tosselversorgung tnt Frühjahr und Sommer 1916 vom 7.
Februar 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 86) wird zu deren Aus¬
führung folgendes bestimmt:

I. Allgemein.
Kommunalverbände im Sinne der Verordnung sind die

Stadt - und Landkreise. Die den Kommunalverbänden und
Gemeinden übertragenen Verpflichtungen und Befugnisse
sind durch deren Vorstand zu erfüllen . Die Kreisordnungen
und Gemeindeverfassungsgesetze bestimmen, wer als Ge¬
meinde und als Vorstand des Kommunalverbandes und der
Gemeinde anzusehen ist. Die Gutsbezirke werden den Ge¬
meinden gleich gestellt.

II . Z m einzelnen.

tcven Zeitpunkte erfolgen . Eine überfchlägllche Ermitte¬
lung dieser Vorräte ist aber gleichzeitig mit der Bestands¬
aufnahme bei den Gemeinden, Händlern und Verbrauchern
notwendig zur Aufstellung der Grundsätze für die Bedarfs¬
zuweisung und die Abgabepflicht. Die Landräte und
die Gemeinde Vorstände in den Stadtkreise  n
werden deshalb angewiesen, die innerhalb der Kommnnal¬
verbände am 24. Februar d . Z . im Gewahrsam der Kar¬
toffelerzeuger befindlichen Vorräte schätzungsweise zu er¬
mitteln und über das Ergebnis im Kommnnalverbände den
Regierungspräsidenten unter Vorlage einer Nachweisung für
die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke bis spätestens
zum 6. März d. I . zu berichten. — Bei der Er¬
mittelung sind die bei der Nachprüfung der Getreidebc-
standserhebung vom 16. November 1915 gemachten Erfah¬
rungen zu verwerten und die bei dieser verwendeten Kom¬
missionen und Vertrauensmänner heranzuziehen. Die Re-
gierungspräsidenten haben das Ergebnis der Berichte —
nach Kreisen geordnet — in einer Uebersicht zusammenzu¬
stellen und diese bis zum 10. März d. Zs . dem Minister des
Innern in ofacher, der Reichs-Kartosfelstelle und dem Ober¬
präsidenten in einfacher Ausfertigung cinzureichen.

Zu 8 1.
a) Alle Kommunalverbände , in deren Bezirk der Bedarf

der Bevölkerung an Speisekartosfeln vom 15. März 1916
ab bis zur nächsten Ernte nicht aus den innerhalb des
Kommunalverbandes verfügbaren Vorräten gedeckt werden
kann, haben die Beschaffung nach den Vorschriften der
Verordnung durch Vermittelung der Reichs-Kartoffelstelle
zu bewirken.

b) Unbeschadet der Ausführungsvorschrift zu 8 6 haben
sämtliche  Kommunalverbände zur Regelung der Ver¬
sorgung der Bevölkerung mit Speisekartosfeln Anordnungen
auf Grund der Bekanntmachung über die Errichtung von
Preisprüfungsstellen und die Versorgungsregelung vom 25.
September/4 . November 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 607/728)
zu treffen . Aus welchem der dort gewiesenen Wege sie die
Versorgung regeln wollen, bleibt ihnen vorbehaltlich der
Ausführungsbestimmungen zu 88 5, 6 und 8 überlassen.

Zu 8 2.
a) Feststellung der Kartoffelvorräte der Ge¬

meinden , Händler und Verbraucher.
Die Kartoffelvorräte sind in Zentnern

und in Bruchteilen von Zentnern anzugeben.
A n s e re  G e w i cht s a n ga  b en  s i nd  u nz  u lä  ssig . Die
Art der Feststellung innerhalb der Kommnnalverbände
bleibt diesen mit der Maßgabe überlaffen , daß für sorg¬
fältig ? und genaueste Feststellung Gewähr zu leisten ist.

Tie Erhebung ist durch Anordnung des
Kommunalverbandes bekannt zu machen,
wobei auf die Strafbarkeit unrichtiger An¬
gaben nach 8 10 der Verordnung ausdrück¬
lich Hinz » weisen  ist.

Bei Anzeigen der Handel- und Gewerbetreibenden nach
8 2 Ziffer 2 ist anzugeben, aus welchen Kommnnalver-
bänien die Lieferung zu ertvarten oder nach welchen Kvm-
munalverbänden sie zu bewirken ist.

Die Anzeige an die Reichs - Kartoffel -
stclle ist in doppelter Ausfertigung spä¬
testens bis zum 10 . März d. I . zu erstatten.
Abschrift ist gleichzeitig dem Oberpräsidenten und dem Re¬
gierungspräsidenten unmittelbar vorzulegen ; nötigenfalls
ist den genannten Behörden vorläufige Drahtanzeige zu er¬
statten.

b) Ermittelung der Vorräte bei den Kar¬
toffelerzeugern.

Eine genaue Ermittelung der im Gewahrsam der Kar¬
toffelerzeuger befindlichen Vorräte kann erst zu einem spä-

Z u 8 3.
Tie Kommunalverbände haben zur Anmeldung des

Fehlbedarfs ausschließlich den Vordruck zu benutzen, den
ihnen die Reichskartoffelstelle übersenden wird . Eine Be¬
richtigung der Unterlagen für die Berechnung des Fehl-
tekarfs bleibt der Reichs-Kartoffelstelle Vorbehalten. Aus
die Ueberweisung oder Zuführung größerer als der ange-
meldeten Kartoffelmengen kann nicht gerechnet werden. Zur
Abnahme der als Fehlbedarf angemeldeten Mengen sind die
Kommunalverbände verpflichtet . Tie Reichs-Kartoffelstelle
setzt die Bedingungen für die Abnahme und für den Abschluß
von Lieferungsvetträgen fest. Die Kommnnalverbände
müssen die Abnahme nach diesen Bedingungen bewirken.

Die Verpflichtung und Berechtigung zur Anmeldung
eines Fehlbedarss erstreckt sich ausschließlich auf Speisc-
kartofftln . Die Kommnnalverbände haben durch eine auf
Grund der Verordnung zu erlassende Anordnung die Ver¬
wendung der ihnen zugewiesenen Kartoffeln zu Speisezwecken
fichcrznstellen und die Durchführung dieser Anordnung zu
überwachen.

Zn 8 4.
Für jede Provinz wird eine Provinzial -Kartoffelstelle

unter der Aufsicht des Oberpräsidenten gebildet. Der Ober-
Präsident ernennt den Vorsitzenden und die Mitglieder , - -
diese nach Anhörung der Vorstände der Landwirischaftskam-
m ’i  und der amtlichen Handelsvertretungen . Die Zahl der
Mitglieder soll mindestens 6 betragen . Der Provinzial-
Kartoffelstelle liegt ob, den Fehlbedarf innerhalb der Pro¬
vinz aus Grund der Festsetzungen und Zuweisungen der
Reichs-Kartosfelstelle auszugleichen. Sie ist ermächtigt,
innerhalb dieser Zuweisungen selbständig zu verfügen, so¬
weit es erforderlich ist, um den Fehlbedarf innerhalb der
Provinz zu decken. Sie hat nach Möglichkeit die in der
Provinz bestehenden Organisationen der Landwirtschafts¬
kammer nsw. für die Vermittelung des Kartoffelankanfs zur
Mitwirkung heranzuziehen. Auf Erfordern hat sie der
Reichs-Kartosfelstelle Vorschläge über die Verteilung der aus
der Provinz abzngebenden Kartoffelmengen auf die Kom-
mnnalverbände zu machen.

Tie Reichs-Kartosfelstelle verfügt über chie nach
Deckung des festgesetzten Fehlbedarfs der Provinz verblei¬
benden Kartoffelmengen . Sie teilt der Provinzial -Kartofsel-
stelle mit , an welche Bedarfsverbände außerhalb der Provinz
der Ueberschuß zu liefern ist. Die Durchführung auch dieser
Lieferungen ist von der Provinzial -Kartoffelstelle zu über¬
wachen. Tie Reichs-Kartoffelstelle teilt den Bedarfsver-
händen mit , in welcher Weise ihr Fehlbedars gedeckt wird.



Tic Aufbringung der aus den KommunalverLänden zu
liefernden Kartoffelmengen hat nötigenfalls im Wegs der
Enteignung auf Grund des Höchstpreisgesetzes vom 4.
August/17, Dezember 1914 (Reichs -Gesetzbl. S . 516) in Ver¬
bindung mit den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915
(Reichs-Gesetzbl. S . 25) und vom 23. September 1915
(Reichs-Gesetzbl. S . 603) zu erfolgen . Im übrigen ist bei
der Durchführung der Kartofselbeschaffung und -Versorgung
der Handel nach Möglichkeit heranzuziehen.

Tie Kommunalverbände haben den Anforderungen der
Reichs-Kartosfelstelle und der Provinzial -Kartoffelstelle
Folge zu leisten.

Zu 8 5.
Zur Uebertragung der Versorgungsregelung auf die Ge¬

meinden ist eine Anordnung des Kommunalverbandes er¬
forderlich.

Zu 8 6.
Tie Regierungspräsidenten — für Berlin der Ober¬

präsident — können die Art der Regelung vorschreiben. So ¬
weit die Versorgung auch der nicht-ackerbautreibenden Be¬
völkerung mit Speisekartofseln ohne solche Regelung ge¬
sichert sein sollte, können sie Ausnahmen zulassen.

Zu 8 7.
Höhere Verwaltungsbehörde ist der Regierungspräsi¬

dent — für Berlin der Oberpräsident —.
Zu 8 8.

Die Uebergangsbcstimmung soll die Versorgung der Be¬
völkerung bis zum 15. März d. Js . erleichtern und die hier¬
für aus öffentlichen Mitteln gewährten Zuschüsse auf das
notwendigste Maß beschränken. — Die Kommunalverbändc
dürfen von der Erfüllung der im 8 8 ihnen auftrlegten
Verpflichtungen Abstand nehmen, soweit die Gewähr ge¬
geben ist, daß die Händler die Vorräte unter Einhaltung
der Kleinhandels -Höchstpreise dem Verbrauche bis zum 15.
März^>916 zusühren , Voraussetzung ist, daß die Händler eine
entsprechende Verpflichtung gegenüber dem Kommunalver¬
band übernehmen und eine ausreichende Ueberwachung er¬
folgt.

Das Gleiche gilt für den Eintritt in Lieferungsder-
träge , die vor dem 15. März 1916 zu erfüllen sind.

Für die Preisbemessung bei der käuflichen Uebernahme
durch die Kommunalverbände ist 8 14 der Bekanntmachung
vom 4. November 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 728) maß¬
gebend, soweit die Ueberlassung nicht freiwillig erfolgt.

Berlin , den 10. Februar 1916.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Sydow.
Der Minister

für Landwirtschaft, Domänen nnd Forsten.
Frhr . d. Schorlemer.

Der Finanzminister.
Lentze.

Der Minister des Inner «.
von Loebell.

Bekannt « ach-,«s.
Ter Domänenrentmeister, Domünenrat Christensen in Diez

hat mit unserer Genehmigung seiner Tochter Eva Vollmacht zur
Empfangnahme von Geldern für das Domänenrentamt, zur
Ausstellung rechtsgültiger Quittungen und zur Eintragung in
die Kassenbücher erteilt, was hiermit zur öffentlichen Kennt¬
nis gebracht wird.

Wiesbaden,  den 8. Februar 1916.
Königliche Regierung,

Abteilung für direkte Steuern , Domänen nnd Forsten B.
(Siegel.) gez. : Dr . Fälsche.

Nr. 780. C n s f e l, den 24 Januar 1916.
Bekanntmachung.

Auf den Antrag vom 22. November v. Js . erteile ich dem
Provinzialvetzband gemäß 8 1, 1 b der preußischen Aus-
führnngsbestimmnngenzu der Bundesratsverordnung vom 22.
Juli v, Js . (R.-G.-Bl. S . 449), betreffend Regelung der
Kriegswohlfahrtspflege, hiermit unter dem Vorbehalt jeder¬
zeitigen Widerrufs bis einschließlich30. September d. Js.
die Erlaubnis zur Aufstellung von Sammelschiffchen innerhalb
der Provinz Hessen-Nassau unter folgenden Bedingungen:

1. Es ist deutlich erkennbar zu machen, daß die Auf¬
stellung der Sammelschiffchen vom Jlottenbunde deutscher
Frauen erfolgt ist.

2. Die Ortspolizeibehörden derjenigen Orte, in denen die
Aufstellung erfolgt, sind vorher davon zu verständigen, wo
und in welcher Weise die Sammelschiffchen aufgestellt werden
sollen.

3. Es ist Vorsorge zu treffen, daß die Schiffchen weder
gestohlen noch von Unberechtigten geöffnet werden können.

4. Der Ertrag der Sammlung ist zugunsten der Vereins¬
lazarette für die Marine in Kiel und Bremen zu verwenden.

5. Die Abrechnung über die Höhe der aufgekommenen Gelder
nebst den Quittungen über die' abgeführten Summen sind mir
bis zum 1. November d. Js . vorzulegen.

6. Nach Ablauf der eingangs angegebenen Erlaubnisschrift
sind die Sammlungen einzustellcn, falls nicht eine weitere,
erneut zu beantragende Erlaubnis von mir erteilt ist.

An den Verein „Flottenbuno Deutscher Frauen " e. V.
Provinzial -Verband Hessen-Nassau z. Hv. der I. Vorsitzenden
Frau Bertha Quincke in Frankfurt n. M. Am Leonhards¬brunn 1.

Abschrift ans den Raudbericht vom 4. d. Alts. — Pr.
1. 14, G. 4533 II. — zur gefälligen Kenntnis und weiteren
Veranlassung.

Der Ober-Präsident der Provinz Hessen-Nastau.
__ _ gez. : Hengstenberg.

Bekauntmachnng.
Um auch den in der Woche den Tag über durch ihre

Bcrufsgeschäfte in Anspruch genommenen Personen Gelegen¬
heit zu mündlicher Verhandlung zu geben, haben die König¬
lichen Gewecbeinspektoren des Regierungsbezirks dafür —
außerhalb der Bureaustunden — noch besondere Sprechstunden
eingerichtet, die auf den ersten Sonntag jeden Monats von
11 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags und auf den
zweiten und vierten Sonntag jeden Monats von 5 bis 7
Uhr nachmittags festgesetzt sind.

Zuständig für den Kreis Unterlahn ist die Königliche
Gewerbeinspektionin Limburg.

Wiesbaden,  den 24. August 1906.
Der « egifrmt ## >Prästde «t.

WL ! Holzverkauf.
Samstag , den 19. Februar auf Schloß H o h len¬

se  l s, n a chmi t t a gs 2 Uh r. Schutzbezirk Hahnstättcn, Distr.
39a Keipersberg. E i cho: 4 Rm. Scheit und Knüppel. Buche:
137 Rm, Scheit und Knüppel, 1500 Wellen 3. Klasse. (8338

Holzverkauf.
Freitag , den 25. Februar , vormittags  11 Uhr

im Gasthaus Keßler in Hohenstein  aus den Forstorten
des Schuhbezirks Hohenstein 1 Tammheck, 23 Röderköpfchen.
24 Lahnerbachskopf. Eichen:  40 Rm. Scheit und Knüppel.
Buchen:  280 Rm. Scheit und Knüppel, 6 Rm. Reiserknnpvel,
10 Hdt. Wellen ungeformt (Schlagabraum). Tie Herrn Bürger¬
meister der beteiligten Gemeinden wekden um gefl. Bekannt¬
machung gebeten. (3341
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